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Gut ausgebildete und 
motivierte Mitarbeiter 
gesucht!
WHO warnt vor Personalkrise im europäischen Gesundheits-
sektor.

KOPENHAGEN/BUKAREST – Die Weltgesundheitsorganisation WHO warnt vor 
einer Personalkrise im europäischen Gesundheitssektor. „Während unser viertes 
Jahr mit der Pandemie beginnt, ist unser Gesundheitspersonal müde, überlastet und 
oft unterbezahlt“, sagte der Direktor des WHO-Regionalbüros Europa, Hans Kluge. 
„Unsere Gesundheitssysteme haben Schwierigkeiten, Mitarbeiter zu halten und die 
nächste Generation von Mitarbeitern im Gesundheitswesen anzuziehen.“

Um Herausforderungen wie eine alternde Gesellschaft, den Klimawandel sowie 
eine mögliche weitere Pandemie zu meistern, bedürfe es vieler gut ausgebildeter 
und motivierter Mitarbeiter im Gesundheitswesen, sagte Kluge weiter. Die Gesund-
heitssysteme stecken ihm zufolge „in großen Schwierigkeiten“. In manchen Ländern 
gingen 40 Prozent der Mediziner innerhalb der nächsten zehn Jahre in Rente, und es 
gebe keine klaren Pläne, wie sie ersetzt werden sollen.

Kluge rief die EU-Staaten dazu auf, sich mit der psychischen Gesundheit, Work-
Life-Balance, den Gehältern und Arbeitsbedingungen des Gesundheitspersonals zu 
beschäftigen. Regierungen müssten handeln, anstatt nur zu reden. „Wir müssen 
priorisieren, in die Menschen zu investieren, die ihre Leben und Karrieren der P� ege 
von anderen widmen.“ DT

Quelle: www.medinlive.at

WIEN – Schneller und wohnortnaher Zugang zu medizini-
scher Versorgung für Patienten, zeitgemäße Arbeitsbedin-
gungen für Ärzte, spürbare Entlastung des ambulanten Be-
reichs: Gesundheitsminister Johannes Rauch und ÖVP-Ge-
sundheitssprecher Josef Smolle präsentierten Anfang März 
die geplante Novellierung des Primärversorgungsgesetzes. 
„Wir wollen die Zahl der Primärversorgungseinrichtungen in 
den kommenden Jahren verdreifachen”, kündigte Rauch an. 
„Gerade für Menschen mit geringem Einkommen brauchen 
wir eine � ächendeckende Versorgung durch Kassenärzte. 
Damit schaffen wir auch die Rahmenbedingungen, um die 
Spitalsambulanzen zu entlasten.” Mit der Novelle können 
Primärversorgungseinrichtungen deutlich schneller errichtet 
werden. Ziel ist eine Verdreifachung bis zum Jahr 2025. Für 
den Ausbau der Primärversorgung stehen 100 Millionen Euro 
an Förderungen aus dem RRF-Fonds (Aufbau- und Resilienz-

plan, Recovery and Resilience Facility) der EU zur Verfügung. 
Die Umsetzung der eingereichten Projekte muss innerhalb 
von drei Jahren nach Zusage statt� nden. Seit Beginn der För-
derung im März 2022 wurden bereits 22 neue Primärversor-
gungszentren aus RRF-Mitteln gefördert. Gesundheitsminis-
ter Johannes Rauch: „Wir haben in vielen Regionen einen 
Mangel an Kassenärzten. Wer sich keinen Wahlarzt leisten 
kann, hat einen Nachteil bei der medizinischen Versorgung. 
Das ist vor allem für Menschen mit geringem Einkommen ein 
echtes Problem. Jetzt legen wir den Turbo bei der Primärver-
sorgung ein. Nach jahrelanger Diskussion beschleunigen wir 
die Gründung deutlich und stellen damit sicher, dass jeder 
Bürger künftig Zugang zu einem solchen Gesundheitszentrum 
in seiner Nähe hat.” 

Quelle: BMSGPK
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Null-Entwurf als Grundlage
Verhandlungen über ein globales Abkommen zum Schutz der Länder vor künftigen Pandemien.

GENF – Die Mitgliedstaaten der Weltgesundheitsorganisation haben 
Verhandlungen über ein globales Abkommen zur Pandemieprä-
vention, -vorsorge und -bekämpfung begonnen. Dabei dient der 
Null-Entwurf als Grundlage für die Aushandlung eines Abkom-
mens zum Schutz von Nationen und Bevölkerungsgruppen vor 
künftigen Pandemien.

Die Diskussionen über den Entwurf des Pandemieabkommens 
endeten Anfang März während der einwöchigen vierten Tagung 
des zwischenstaatlichen Verhandlungsgremiums (INB), dem die 
194 Länder der WHO angehören. Die Verhandlungen über den 
Entwurf werden im Laufe des nächsten Jahres nach einem von der 
Weltgesundheitsversammlung aufgestellten Zeitplan fortgesetzt.

Die stellvertretende Vorsitzende des INB-Büros, Precious Mat-
soso, Südafrika, erklärte: „Die Anstrengungen, die Länder aus der 
ganzen Welt unternommen haben, waren ein entscheidender Schritt, 
um sicherzustellen, dass wir die Fehler der COVID-19-Pandemie 

nicht wiederholen, auch was die gemeinsame Nutzung lebensret-
tender Impfstoffe, die Bereitstellung von Informationen und den 
Aufbau lokaler Kapazitäten angeht.“ Matsoso fügte hinzu: „Dass 
wir in der Lage waren, so entschlossen voranzukommen, zeugt von 
dem weltweiten Konsens über die Notwendigkeit, zusammen-
zuarbeiten und die Fähigkeit der WHO und der internationalen 
Gemeinschaft zu stärken, die Welt vor pandemischen Bedrohun-
gen zu schützen.“

Die Welt sicherer und gerechter gestalten
Gemäß dem von den Regierungen auf einer Sondersitzung 

der Weltgesundheitsversammlung Ende 2021 vereinbarten Pro-
zess sollen die Verhandlungen über den Entwurf des Pandemie-
abkommens zu einem endgültigen Entwurf führen, der auf der 
77. Weltgesundheitsversammlung im Jahr 2024 vorgelegt werden 
soll.

Parallel zu den Verhandlungen über das Pandemieabkommen 
diskutieren die Regierungen auch über mehr als 300 Änderungen 
der Internationalen Gesundheitsvorschriften (IHR), um die Welt 
sicherer vor Infektionskrankheiten zu machen und mehr Gerech-
tigkeit bei der globalen Reaktion auf Notfälle im Bereich der öf-
fentlichen Gesundheit zu gewährleisten. Die Regierungen bemü-
hen sich um Kohärenz und Abstimmung zwischen den INB- und 
IHR-Prozessen. Die vorgeschlagenen IHR-Änderungen werden 
auch der Weltgesundheitsversammlung im Jahr 2024 vorgelegt 
und sollen zusammen mit einem künftigen Pandemieabkommen 
ein umfassendes, komplementäres und synergetisches Paket glo-
baler Gesundheitsabkommen bilden. 

Quelle: WHO
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Novelle des 
Primärversor-
gungsgesetzes 
Regierung will Zahl der Zentren verdreifachen.




